Koͤniglichen Preußiſchen, Staaten 


(Fr. 6575.) Geſetz, betreffend die Aufhebung der Einzugsgelder und gleichartigen Kommunal⸗ 
Abgaben. Vom 2. März 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


§. = 
Vom J. Juli 1867. ab darf in den Provinzen Preußen, Brandenburg, 
Pommern, Schleſien, Poſen, Sachſen, Weſtphalen und in der Rheinprovinz von 
Neuanziehenden ein Einzugs⸗ oder Eintrittsgeld oder eine ſonſtige beſondere Kom. 
munalabgabe wegen des Erwerbes der Gemeindeangehörigkeit (der a am 
Orte) nicht mehr erhoben, auch kein Rückſtand einer ſolchen Abgabe mehr einge: 
fordert werden. f „„ 
Be N er 5 
Mit dem im $. 1. feſtgeſetzten Zeitpunkte treten die auf die 18000 von 
Einzugsgeld bezüglichen Bestimmungen der Geſetze vom 14. Mai 1860. ( 
Samml. für 1860. S. 237.) und vom 24. Juni 1861. (Geſetz⸗Samml. für 
05 der §. 14 der Gemeindeordnung für die Rheinprovinz 


63. Sa ſowie alle in beſtehenden Statuten, 


ommunalabgaben der im $. 1. bezeichneten Art außer Kraft. : 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Gegeben Berlin, den 2. März 1867. 1 
. (. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
. Gr. zu Eulenburg. Re 


0 


„Gl. 05756576) 0 
sgegeben zu Berlin den 23. März 1867, 


Gr. 6576) Gefeh, betreffend die Auflösung des Lehnsverbandes in Alt. Vor und Hinter. a 
pommern und die Abänderung der Lehnstaxe. Vom 4. März 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


ee mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


Erſter Titel. 
Von der Aufloͤſung des Lehnsverbandes. 


. 

Der noch beſtehende Lehnsverband in Alt⸗ Vor⸗ und Hinterpommern wird 
in Beziehung auf ſämmtliche, nach Pommerſchen Lehnrechten zu beurtheilende 
Lehne, insbeſondere auch auf ee Afterlehne, Geldlehne und Lehnsſtämme 
nach Maaßgabe dieſes Geſetzes aufgelöſt. 

Bei dieſer Auflöſung werden nur diejenigen Agnaten, Mitbelehnte und 
andere Succeſſionsberechtigte, welche unter der allgemeinen Bezeichnung 1 0 
berechtigte“ begriffen fein ſollen, berückſichtigt, welche bis zum Eintritt der 
Geſetzeskraft dieſes Geſetzes geboren ſind, oder bis zum 302. Tage von dieſem 


Zeitpunkte an geboren werden, und welche zugleich in die Lehns⸗ und Succeſſions⸗ 1 


kregiſter eingetragen find, oder binnen zwei Jahren, von dem Eintritt der Geſetzes⸗ 
kraft dieſes Geſetzes an gerechnet, zur Eintragung in die Regiſter angemeldet 
werden. 3 a liegt zur Vermeidung deſſelben Nachtheils auch 
denjenigen Le hnberechtigten ob, deren Aszendent in die Lehns⸗ und Succeſſions⸗ 
regiſter eingetragen iſt, und wird für die unter väterlicher Gewalt Stehenden vom 
Vater, für die Bevormundeten durch den Vormund erfüllt. f 

Bei der binnen jenen 1 5 Jahren nachgeſuchten Eintragung tritt die in 
dem Geſetz vom 11. Juli 1845. über die Lehns⸗ und Succeſſionsregiſter H. 15, 
Abſatz 1., gewährte Stempel⸗ und Gebührenfreiheit ein. 


. 


Das noch im ordentlichen Lehngange befindliche, ſowie das durch einen 
Allodialtitel an ein Mitglied der lehntragenden Familie übergegangene, aber in 
den beiden letzten Familientheilungen nach Lehnrecht vererbte Lehn verliert die 
Lehnseigenſchaft: 2 
1) wenn bis zum Ablauf der zweijährigen Friſt ($. 1.) kein Lehnberechtigter 

zur Eintragung angemeldet iſt / 


2) wenn beim Ablauf jener 0 oder Falls nach $$. 4. 5. die Lehnseigen⸗ 4 
ſchaft noch über dieſe Friſt hinaus fortdauert, auch ſpäterhin neben 5 “= 
; es- 


+ / 


er nach 8. 1. zu ber 


Beſitzer des Lehns und feiner Deszenden keiner d 

ſichtigenden Lehnsberechtigten mehr am Beben ift; 

3) wenn von den außer dem Beſitzer vorhandenen eingetragenen Lehnberech⸗ 

tigten diejenigen, welche als Häupter abgeſonderte Linien bilden, durch 

Vertrag mit demſelben in die Allodifikation gewilligt haben oder noch 

willigen. 5 
Nee 

Ebenſo verliert das im F. 2. bezeichnete Lehn, auch wenn Lehnberechtigte 

in den Regiſtern eingetragen reſp. zu denſelben angemeldet ſind, die Lehnseigen⸗ 

ſchaft, wenn der beſitzende Lehnsmann zur Zeit der Geſetzeskraft dieſes Se 

ee Deszendenz hat oder ſolche bis zum 302. Tage von dieſer Zeit an 
gewinnt. N 


§. 4. 

Hat der Lehnsbeſitzer keine nach F. 3. zu berückſichtigende Deszendenz, tft 
aber bei feinem Tode überhaupt ein nach H. 1. zu berückſichtigender Lehnberechtigter 
am Leben, ſo vererbt das Lehn als ſolches nach Recht und Ordnung der bis⸗ 
herigen Lehnsfolge, ohne daß es hierbei auf die Zeit der Geburt und auf die 
Einkragung reſp. Anmeldung des Lehnberechtigten ankommt. 

Dieſe Lehnvererbung erfolgt auch dann, wenn der Beſitzer zwar nach dem 


im F. 3. gedachten Zeitpunkte lehnsfähige Deszendenz erhält, dieſe aber vor ihm 


mit Tode abgeht. 5 

AUueeberlebt der ſpäter geborene Deszendent den Lehnsbeſitzer, fo ſchließt er die 
Agnaten und Mitbelehnten von der Succeſſion aus, und das Lehn verliert in 
ſeiner Hand die Lehnseigenſchaft. 


§. 5. 


Hat der zur Succeſſion gelangende Agnat oder Mitbelehnte bei dem Anfall 
des Lehns lehnsfähige Deszendenz, ſo verliert das Lehn in ſeiner Hand die Lehns⸗ 
eigenſchaft. Erhält er ſpäter lehnsfähige Deszendenz, welche ihn überlebt, ſo ver⸗ 
liert das Lehn in der Hand der letzteren die eee Verſtirbt der 
ſpäter geborene Deszendent vor ihm, fo tritt eine fernere Succeſſion der Agnaten 
und Mitbelehnten unter den im F. 4. angegebenen Vorausſetzungen nach der dort 


beſtimmten Weiſe ein. 


SE 
Der Lehnsmann, in deſſen Händen nach $$. 3. 4. 5. die Lehnseigenſchaft 


aufhört, hat die Wahl, ob er das Lehn entweder 


1) gegen eine Abfindung von vier Prozent des Lehntaxwerthes (bei Geld⸗ 
e en und Lehnsſtämmen des Kapitalwerthes) in Allode oder ; 

2) nach den Beſtimmungen der Hg. 1. 3. des Geſetzes vom 10. Juni 1856. 
(Geſetz-Samml. S. 554.) in ein Fideikommiß für die zum Lehn berech⸗ 

(Nr. 65760 A tigte 


8 NN. 5 


die Abſonderung 
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ligte Familie dergeſtalt verwandeln will, daß er 


felber in die Stellung 


des erſten Fideikommißbeſitzers eintritt. Einer Einwilligung der Agnaten ; 


und Mitbelehnten bedarf er dazu nicht. Auch findet die beſchränkende 
Vorſchrift des . 56. Theil II. Titel 4. des Allgemeinen Landrechts nicht ſtatt. 


vn | 


Steht der Lehnsmann unter Vormundſchaft, fo erfolgt die Wahl durch 
den Vormund. 
$. 8. 


Die getroffene Wahl iſt bei dem Lehnshofe binnen vier Jahren zu erklären. 
Dieſe Friſt läuft dem zur Zeit der Geſetzeskraft des Geſetzes im Beſitz befindlichen 
Lehnsmanne von der Zeit der Geſetzeskraft. Der Nachfolger aber hat, ſowohl 
dann, wenn der Vorgänger binnen der Friſt ohne Erklärung der Wahl verſtirbt, 
als auch dann, wenn at unter ihm die Lehnseigenſchaft aufhört ($$. 4. 5.), von 
dem Tage des Anfalls an eine zweijährige Friſt. \ 


f 8. ; 
Innerhalb dieſer Friſten iſt auch, je nachdem die Allodifikation oder die 
Verwandlung in Familienfideikommiß gewählt wird, die Abfindungsſumme an 
das Depoſitorium des Gerichts, in welchem das Lehn belegen, zu zahlen, oder 
bei der Fideikommißbehörde eine ſolche Stiftungsurkunde einzureichen, welche 
demnächſt auch die Beſtätigung erlangt. 


F. 10. g 

Erfolgt innerhalb der im F. 9. beſtimmten Friſten überhaupt keine Wahl, 
oder bei 10 öl Fideikommißſtiftung doch keine 1 der Fideikommiß⸗ 
Urkunde, jo gilt die Verwandlung des Lehns in Allode ($. 6. Nr. 1.) für gewählt. 


g. 11. 


Geht das Lehn auf einen Agnaten oder Mitbelehnten über, ſo erfolgt die 
Auseinanderſetzung zwiſchen dem Lehnsfolger und den Allodialerben, insbeſondere 
des Lehns vom Allodio, ſowie die Abfindung der Ehefrau und 

Töchter des Lehnsbeſitzers nach den bisher beſtehenden Geſetzen. Kommt es dabei 
auf die Aufnahme einer Lehnstaxe an, fo gelten die Vorſchriften $$. 22, bis 24. 


| 9912. 
Lehne, welche an dritte, nicht zur lehntragenden Familie gehörende Perſonen 
erblich und unwiderruflich veräußert ſind, verlieren die Lehnseigenſchaft, 


1) wenn bei einer vor dem 1. Januar 1848. erfolgten Veräußerung bis 
zum 1. Januar 1848, 


2) bei einer ſpäter erfolgten Veräußerung zur Zeit des Vertragsabſchluſſes, 
keine Lehnberechtigte in die Lehns⸗ und Succeſſionsregiſter eingetragen 9 5 1155 


g ſetzung durch dieſes Geſetz nicht unterbrochen. 


35 
Iſt das Lehn erblich und unwiderruflich entweder: 
1) von einem lehnsfähig beerbten oder 
2) von einem zwar nicht lehnsfähig beerbten Lehnsmann, aber 


a) an ein Mitglied der lehntragenden Familie oder 
b) mit Einwilligung des nächſten (reſp. bei gleicher Nähe der nächſten) 
Agnaten | 


veräußert worden, und ift beim Eintritt der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes von den 
Perſonen des Veräußerers oder ſeiner lehnsfähigen Deszendenz oder des reſp. der 
einwilligenden nächſten Agnaten oder ihrer lehnsfähigen Deszendenten noch Jemand 
am Leben, ſo verliert das Lehn die Lehnseigenſchaft, und hat der Beſitzer vier Prozent 
des Lehnstaxwerthes zum gerichtlichen Depoſitorium zu zahlen. 


$. 14 


Iſt dagegen nach einer Veräußerung der im F. 13. gedachten Art keine 
der dort bezeichneten Perſonen beim Eintritt der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes am 
Leben, ſo bleibt den Lehnberechtigten von dieſem Zeitpunkte ab noch drei Jahre i 
die Revokationsklage vorbehalten. Wird innerhalb dieſer Friſt dieſe Klage nicht 1 
angemeldet, fo verliert das Lehn die Lehnseigenſchaft, und hat der Beſitzer ſechs Prozent > 

des Lehnstaxwerthes zu Jae 
$. 15. 


Iſt die erbliche und unwiderrufliche Veräußerung von einem nicht lehns⸗ 2 
fähig beerbten Lehnsmanne an einen nicht zur Geis Familie gehörigen Dritten 4 
ohne die F. 13. gedachte agnatiſche ae ie erfolgt, ſo verbleiben den nach 5 
H. 1. zu berückſchtigenden Lehnberechtigten ihre lehnrechtlichen Anſprüche. 5 BE 


$. 162 
Hinſichlich der auf Wiederkauf oder durch antichretifchen Pfandvertrag 
veräußerten Lehne bleibt es bei den desfallſigen Verträgen und bisherigen Geſetzen. 
Das agnatiſche Reluitions⸗ und Wiederkaufsrecht ſteht jedoch nur den nach K. 1. 
zu berückſichtigenden Lehnberechtigten zu. 


$. 17. 


Das beneficium taxae und das Nevofationsrecht findet nach dem Eintritt 

der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes bei dem nach den Vorſchriften deſſelben allodiftzirten 

Lehne nicht ferner ſtatt. 

Sind vor dieſem Zeitpunkt über die Ausübung eines dieſer beiden Rechte 

Prozeſſe durch Inſinuation der Klage anhängig geworden, fo wird deren Fort⸗ 


(Ar. 6576) ö I 


N 


a 


Iſt das Lehn zur nothwendigen Subhaſtation geſtellt, ſo kann nur derjenige 
Agnat das benefieium taxae ausüben, welcher, nachdem er zu dem, Behufs 
Erklärung der Lehnberechtigten über die Ausübung ihrer Lehnrechte anberaumten 
Termin vorgeladen iſt, ſich an demſelben nicht verſäumt hat. 

Das weitere Verfahren regelt ſich nach den bisherigen Geſetzen. 


§. 18. 


Gelangt in Gemäßheit der 98. 14. 15. 16. 17. das Gut wieder in die Hände 
eines Mitgliedes der lehntragenden Familie, fo finden die $$. 2. bis 10. mit der 
Maaßgabe Anwendung, daß die im $. 8. beſtimmte vierjährige Friſt von der 

Erlangung des Beſitzes an zu rechnen iſt. 5 


$. 19. 


Die Lehnseigenſchaft des Gutes kann im Hypothekenbuche nur auf Grund 
eines Zeu al des Lehnshofes darüber, daß das Gut Allode geworden, oder 
in ein Fideikommiß verwandelt worden iſt, gelöſcht werden. Im letzten Falle 
ei gleichzeitig mit der Löſchung die neue Eigenſchaft von Amtswegen bemerkt 

werden. 


F. 20. 


Die nach $$. 6. 13. und 14. zu zahlenden Allodifikationsſummen dienen 
zum Beſten einer für die bisherige lehntragende Familie beſtimmten Stiftung. 
Der zur Bildung dieſer Stiftung und Feſtſtellung des Statuts erforderliche Be⸗ 
ſchluß wird in einer für die Familie bindenden Weiſe durch die in die Lehns⸗ 
und re eingetragenen Häupter der Linien der Familie gefaßt. 

Bis zur Beſtätigung der el, durch das zuſtändige Gericht werden 
die auflaufenden Zinſen zum Kapital gel hlagen. 

Eine Stempelabgabe wird für die Bildung reſp. Verſtärkung der Stiftung 
nicht erhoben. 


g. 21. 


Jeder der nach H. 1. zu berückſichtigenden Lehnberechtigten hat das Recht, 
von dem Lehnbeſitzer die N der 0 und Zahlung der Allodifikations⸗ 
ſumme ad depositum zu fordern, ſobald die Verpflichtung zu deren Zahlung 
nach $$. 6. 13. 14. eingetreten it. 


Zweiter Titel. 


\ Von der Lehnstaxe. 


$. 22. 
Bei jeder fortan nöthigen Feſtſtellung des Werthes eines Lehngutes ſind 
diejenigen landschaftlichen Abſchätzungsgrundſätze zum Grunde zu legen, nach welchen 
die Pommerſche Landſchaft die Allodial⸗Beleihungstaxe anfertigt. 8. 25 


. 23. 


© das bei dem abzuſchätzenden Lehngute befindliche Gutsinventarium 
Allodialeigenſchaft, ſo wird deſſen Werth, ſoweit es wirthſchaftlich vorhanden ſein 
muß, nach landſchaftlichen Taxgrundſätzen feſtgeſtellt und von dem ermittelten 
Gutswerth in Abzug gebracht. 

$. 24. 


Gegen Lehnstaxen, welche nach vorſtehenden Grundſätzen durch die land⸗ 
ſchaftliche Behörde aufgenommen und durch die Generallandſchaft beſtätigt ſind, 
findet kein prozeſſualiſches Verfahren ftatt; dem betheiligten Berechtigten ſteht gegen 
eine ſolche Taxe nur der Rekurs an den engeren Ausſchuß zu, wenn er beſtimmte 
Ausſtellungen entweder gegen das Verfahren der Taxkommiſſarien, oder gegen 
die faktiſche Grundlage der Taxe, oder endlich gegen die zur Anwendung gebrachten 
Abſchätzungsnormen zu erheben hat und die thatfächlichen Anführungen gehörig 
beſcheinigt ſind. 

f 1 8 die Entſcheidung des engeren Ausſchuſſes findet eine weitere Beſchwerde 
nicht ſtatt. 3 

Der Rekurs muß, bei Verluſt dieſes Rechtsmittels, binnen der im F. 7. 
der Verordnung vom 5. Mai 1838. vorgeſchriebenen Friſt bei dem die Verhandlung 
leitenden Gerichte angebracht werden. N 

Der Lauf dieſer Friſt beginnt mit dem auf die gerichtliche Zuftellung der 
Taxe oder mit dem auf Vorlegung derſelben im Termine folgenden Tage. 


§. 25. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Juſtizminiſter übertragen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 


Gegeben Berlin, den 4. März 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 65766577.) (Nr. 6577.) 


Wir Wil 
5 Nachdem die Kurfürſt e eee in der am 
27. Dezember 1866. abgehaltenen außerordentlichen Genera verſammlung ihrer 
„Aktionaire den anliegenden Nachtrag 5 ihrem, unter dem 2. Oktober 1844. 
/ landesherrlich beſtätigten Statut beſchloſſen hat, wollen Wir a Beſchluß, 
5 0 dem Nachtrage hierdurch beſtätigen, insbeſondere 11 05 genehmigen, daß 

ie Verwaltung des geſammten Unternehmens der gedachten iſenbahngeſellſchaft 1 
vom 1. April dieſes Jahres ab unter den in dem vorerwähnten Statutnachtrage 
näher feſtgeſetzten Modalitäten vom Staat übernommen werde. : 
Dieſe Urkunde iſt durch die Gefe-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. = Rn ne 
0 Urfumdlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. „ 
Geegeben Berlin, den 18. Februar 1867. 


d. S) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


4 Pe 


Nachtrag zum Statute 
aa De 


Kurfuͤrſt Friedrich ⸗Wilhelms⸗Nordbahn. 


8. 15 1 
Die Kurfürſt Friedrich-Wilhelms⸗Nordbahngeſellſchaft führt fortan die 
Benennung: „Heſſiſche Nordbahngeſellſchaft.“ | 


Die Aktien der Geſellſchaft nebſt den zugehörigen Dividendenſcheinen werden 
mit Rückſicht auf die veränderte Firma nach dem beiliegenden Schema umgedrudt. 


§. 2. 


Die Geſellſchaft überträgt von dem bei der landesherrlichen Beſtätigung 
dieſes Statutennachtrages von Seiner Majeſtät dem Könige zu beſtimmenden 
Zeitpunkte ab die geſammte Verwaltung des Kurfürſt Friedrich⸗Wilhelms⸗Nord⸗ 
bahn⸗ reſp. jetzigen Heſſiſchen Nordbahn⸗Unternehmens an die Königlich Preußiſche 
Staatsregierung nach Maaßgabe der nachfolgenden Beſtimmungen: 


1) Zur Leitung der Geſchäfte des Unternehmens wird eine Königliche Ver⸗ 
waltungsbehörde unter der Firma „Königliche Eiſenbahndirektion zu 
Kaffel von dem Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
eingeſetzt, welcher innerhalb des ihr zugewieſenen Geſchäftskreiſes die Rechte 
und Pflichten einer öffentlichen Behörde zuſtehen ſollen. Auf dieſelbe 
gehen alle in dem Statut der Direktion, dem Verwaltungsrathe und der 
Generalverſammlung (mit Ausnahme der unter Nr. 5. der General— 
verſammlung vorbehaltenen Funktionen) beigelegten Befugniſſe über. 
Sie leitet den Betrieb für Rechnung der Geſellſchaft und führt die noch 8 
erforderlichen Bauarbeiten für deren Rechnung aus, jo daß fie m Be 
81 der von ihr einzugehenden Verträge und Verbindlichkeiten als Be⸗ 
vollmächtigte der Geſellſchaft zu betrachten iſt. Die Koſten dieſer Ver⸗ 
waltung, insbeſondere auch die der Königlichen Verwaltungsbehörde eu 
werden aus dem Fonds der Geſellſchaft beſtritten. Seitens des Staats 
bleibt vorbehalten, der Königlichen Direktion auch die Leitung des Be⸗ 
triebes anderer Bahnen mit zu 1 in welchem Falle die Gehälter 
und ſonſtigen Koſten der Königlichen Direktion nach der Meilenzahl der 
verwalteten Bahnen unter die verſchiedenen Eiſenbahn⸗Anternehmungen 

vertheilt werden. 17 0 . i 755 

Zehrgang 1867. (Nr. 6577.) 50 a 


3 


) 


f ee ns 
Um der Geſellſchaft eine Mitwirkung bei der Leitung des Unternehmens 
zu ſichern, ſoll von der Generalverſammlung eine Deputation von fünf 
Mitgliedern, von welchen drei in Kaſſel wohnen müſſen, die beiden anderen 
im anderweitigen Preußiſchen Staatsgebiete domizilirt 195 dürfen, aus 
der Zahl der Aktionaire gewählt werden. Die Mitglieder dieſer Depu⸗ 
tation haben während ihrer Funktion zehn Aktien bei der Königlichen 
Direktion zu deponiren. Es werden ebenſoviel Stellvertreter mit den⸗ 
ſelben Beſtimmungen hinſichtlich des Domizils gewählt. Alljährlich 
van abwechſelnd zwei, reſpektive drei Mitglieder und Stellvertreter aus, 
as erſte Mal nach dem Looſe und Be nach dem Amtsalter. Die 
Stellen der Ausſcheidenden werden durch die alljährlich ſtattfindende 
ordentliche Generalverſammlung wieder beſetzt die ausſcheidenden Mit⸗ 
glieder ſind wieder wählbar. Scheiden Mitglieder im Laufe des Jahres 
aus, ſo treten für ſie zunächſt nach dem Amtsalter, wo dieſes nicht ent⸗ 
ſcheidet, nach der Ordnung der auf fie bei der Wahl gefallenen Stimmen, 
die Stellvertreter als wirkliche Mitglieder ein. Die Deputation wählt 
aus ihrer Mitte einen Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter. Ihre Be⸗ 
ſchlüſſe werden kollegialiſch gefaßt. Zur Faſſung gültiger Beſchlüſſe 
müſſen mindeſtens drei Mitglieder mitwirken. 
Für die erſte Wahlperiode beſteht die Deputation aus den Herren: 

1) Obergerichts-Anwalt Dr. Weigel in Kaſſel, 

2) Geheime Kommerzienrath Bleichröder in Berlin, 

3) Ober⸗Finanzrath a. D. Zuſchlag in Kaſſel, 

4) Bankier Hahlo daſelbſt; 

5) Bankier Kuczynski zu Berlin. 


Ohne Zustimmung der Deputation, welche die Rechte und Intereſſen der 
Geſellſchaft der Königlichen Eiſenbahndirektion gegenüber wahrnimmt, ſoll 
der Tarif, ſowohl für die Perſonen⸗ als Güterbeförderung, nicht unter 

die zur Zeit auf der Cöln⸗Mindener Eiſenbahn geltenden Tarifſätze er⸗ 
mäßigt werden. ö 
Außerdem muß die Deputation in allen wichtigen Angelegenheiten, 
insbeſondere bei Feſtſtellung und Abänderung der Fahrpläne und Tarife, 
ſowie bei Feſtſetzung der Dividende mit ihrem Gutachten gehört werden, 
und, dringend eilige Fälle ausgenommen, deren abweichende Anſicht von 
der Königlichen Direktion dem Miniſter für Handel, Gewerbe und öffent⸗ 
liche Arbeiten 5 Entſcheidung eingereicht werden. Auch ſoll die De 
utation über diejenigen Propoſitionen gutachtlich gehört werden, welche 
in Gemäßheit des F. 37. der Statuten zur Entſcheidung der General⸗ 
verſammlung werden gebracht werden. 15 
; Die Deputation hat ihre Konferenzen an dem Sitze der 1 BE 
lichen Direktion zu halten. Die auswärtigen 1 9 0 5 erhalten für die 
Tage, wo Konferenzen ſtattfinden, drei Thaler Diäten und, ſoweit ee 
nicht auf der Bahn ſelbſt reifen, Erſtattung ihrer e Def 2 
ieſen 


„ 


5 


6 


1. 


— 


no 


4 Die Deputation (Aline 2) wird die Rechnung über die noch rück 


— 


ſtändigen Bauausführungen und ſodann jährlich innerhalb der vier erſten 
Monate des folgenden Jahres die Rechnung über den jährlichen Betrieb 
mitgetheilt. Diejenigen Erinnerungen gegen die Rechnungen, welche nicht 
ſchon durch die Königliche Direktion ſelbſt erledigt werden, überreicht die 
Deputation dem Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
welchem darüber die ſchließliche Entſcheidung zuſteht. d 


Der Generalverſammlung verbleibt die ihr im §. 37. des Statuts ein⸗ 
geräumte Zuſtändigkeit. 

Die Generalverſammlung hat in ihrer ordentlichen Jahresverſamm⸗ 
lung die Wahl der Mitglieder der Deputation zu bewirken und den Be⸗ 
richt über die Lage des Unternehmens entgegenzunehmen. i 

Der Vorſitzende der Deputation hat die Generalverſammlungen 
einzuberufen und führt in denſelben den Vorſitz. 


Das Unternehmen der Heſſiſchen Nordhahngeſellſchaft wird auf den 
Bau und Betrieb einer Bahn von Karlshafen über Godelheim, Det- 
mold und Herford nach Lemförde, beziehungsweiſe einem anderen von 
der projektirten Bahn von Osnabrück nach Bremen berührten Orte mit 
Abzweigungen nach Bielefeld und Lemgo für den Fall ausgedehnt, daß 
dem Unternehmen von der Fürſtlich Lippeſchen Regierung eine von der 
Königlichen Direktion und der Deputation für ausreichend erachtete Un⸗ 
terſtützung zu Theil wird. 

Ob und inwieweit die Mittel zum Bau dieſer Bahn, ſowie zu 
den nach Nr. 8. neu zu bildenden Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds im 
Betrage von 500,000 Thalern durch Ausgabe neuer Aktien, welche indeß 
nicht unter Pari begeben werden dürfen, oder durch Ausgabe von 
Prioritäts⸗ Obligationen aufgebracht und inwieweit die Beſitzer der alten 
Aktien rückſichtlich des Bezugsrechtes der neuen Aktien bevorzugt werden 
ſollen, wird von der Königlichen Direktion im Einvernehmen mit der 
Deputation beſchloſſen. 

Während der Bauzeit find die Zinſen der Prioritäts⸗Obligationen 
ebenſo wie diejenigen der Stammaktien aus dem Baukonto zu entnehmen. 
Eine Verzinſung dieſer Kapitalien aus den Betriebsüberſchüſſen darf erſt 
von dem auf die vollſtändige Eröffnung der neuen Linien folgenden 
Kalenderjahre ab ſtattfinden. 8 7 — 


Bei Ausführung der im vorigen Alinea näher bezeichneten Bahnen kann 
das der Staatsregierung im $. 17. der Statuten eingeräumte Recht 
käuflicher Uebernahme des ganzen Bahnunternehmens erſt nach Ablauf 
von 30 Jahren ſeit der Eröffnung des Betriebes auf der neuen Bahn 


ausgeübt werden. Das Ankaufsrecht kann aber überhaupt nur ausgeübt 1 


werden, nachdem die Verwaltung der Bahn durch den Staat aufgehoben 
den der Geſellſchaft die eigene Verwaltung ſechs Jahre lang zugeſtan⸗ 
en hat. N a Fi 


Gr. 6577.) 50* DE 


Dit Staatsregierung | 


wird der e hien Nordbahngeſellſchaft die bei 
der ehemaligen Kurfürſtlich Heſſiſchen Regierung als Pfand für das im 
Jahre 1849. gemachte unverzinsliche Darlehen im Betrage von 
500,000 Thalern hinterlegten 32prozentigen Prioritäts - Obligationen 


II. Serie im Betrage von noch 217,500 Thalern Behufs Kaſſation der⸗ i 


ſelben zurückgeben. 

An der e Geſellſchaft, von dem bezeichneten Dar⸗ 
lehen reſp. dem zeitweiligen eſte deſſelben im Betrage von 125,000 Tha⸗ 
lern alljährlich 25,000 Thaler abzutragen, wird hierdurch nichts Bande 
jedoch ſollen dieſe 25,000 Thaler aus dem neu zu bildenden Baufonds 
genommen werden. ö 

Ferner verpflichtet ſich die Staatsregierung, der Heſſiſchen Nord⸗ 
bahngeſellſchaft auch den Reſt der der ehemaligen Kurfürſtlich ehen 
Regierung für den Antheil der Geſellſchaft an den Baukoſten der Bahn 
von Kaffe nach Guntershauſen in Zahlung gegebenen 33 prozentigen 
Prioritäts⸗Obligationen II. Serie zum Betrage von 937,500 Thalern 
Behufs deren Kaſſation zurückzugewähren und auf Höhe dieſer Summe 
Buchgläubigerin der Geſellſchaft zu werden. ; 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich dagegen, dieſe Schuld, welche 
während der Dauer der Verwaltung der Bahn durch den Staat un 
kündbar iſt, mit jährlich 34 Prozent & verzinfen und mit 3 Prozent 
des Nominalbetrages zu amortiſiren. 
nach Maaßgabe der getroffenen Beſtimmungen an die Geſellſchaft zurück 
fallen, ſo hat der Staat das Recht M verlangen, daß ihm für den Reſt 
einer Forderung 33prozentige Schuldobligationen zurückgewährt werden, 
welche gleichfalls einer näher zu vereinbarenden, fenenfalls jedoch Ein 
Prozent des Nominalbetrages des vorerwähnten Kapitals überſteigenden 


ollte die Verwaltung der Bahn : 


Amortiſation unterliegen ſollen. „ 


Endlich erklärt ſich die Staatsregierung auch damit einverſtanden, 
daß die noch im Beſitz der Geſellſchaft befindlichen 33prozentigen Priori⸗ 
täts⸗Obligationen II. Serie im Betrage von 339,000 Thalern, welche 
bisher die Reſerven der Geſellſchaft bildeten, kaſſirt und von dem neu 
zu bildenden Baufonds 500,000 Thaler für den Reſerve- und Erneue⸗ 
rungsfonds vorweg abgeſetzt werden. 


9) Für den Fall, daß in dem ehemaligen Kurfürſtenthum Heſſen die Geſetze 
vom 30. Mai 1853. und 21. Mai 1859., betreffend die von den Eiſen⸗ 
bahnen zu entrichtende Abgabe, eingeführt werden ſollten, wird der $. 16. 
der Statuten aufgehoben. 

10) Die Dauer der Verwaltung der Bahn Seitens des Staates wird auf 
mindeſtens zehn Jahre feſtgeſetzt. Nach Ablauf derſelben ſoll ſowohl dem 
Staate als der Geſellſchaft die Kündigung des Verhältniſſes mit ein⸗ 


jähriger Friſt zuſtehen, der Geſellſchaft jedoch nur dann, wenn ſie zuvor = 


allen Verbindlichkeiten gegen den Staat vollſtändig Genüge geleiftet hat. 
Eine Kündigung kann von Seiten der Geſellſchaft nur in derſelben Weiſe 
wie Abänderungen des Statuts beſchloſſen werden (§. 38. des Sau = 


An die Stelle der im $ 
treten für die Folge: 

1) der Königlich Preußische Satsang, E 
2) die Kaſſeler Zeitung, : 
3) die Berliner Börſen⸗Zeitung, 

4) die National⸗Zeitung, 

N 5) die Cölniſche Zeitung. 2 
N Zn Falle des Eingehens eines dieſer Blätter genügt bie We e in ne 


11 0 en, bis die nächſte Generalverſammlung über die Wahl eines anderen De = | 
telle des eingegangenen in gefaßt hat. 8 


s Nee BE 

An die Stelle des F. 32. der Statuten treten folgende Besten . 

Bei allen Abſtimmungen geben je zehn Aktien Eine Stimme, ſo jedoch, 

daß auch der größte Aktienbeſitz zu nicht mehr als dreißig Stimmen berechtigt. 


a Iſt ein Aktionair zugleich Bevollmächtigter eines anderen Aktionairs En 
kann er 1 u des Stimmrechts des letzteren, niemals mehr als fete Se 
Stimmen haben a 
Die Beſitzer von weni 1 als zehn Aktien ſind au Thelnahme a an Se Fa 
n — jedoch ohne Stimmrecht — befugt. s 


H. 5. ER 

Die Präſentation der Aktien reſp. Certifikate kann eher in dem Büreau 

der Geſellſchaft auch an einem von der Direktion näher zu bezeichnenden Orte in 
Berlin und zwar in dieſem Falle nur bis ſpätetens fünf Tage vor der e 
a Generalverfammlung gültig erfolgen. 


20. der Statuten bezeichneten. ffent 


— 


— 


Schema der Aktie. 


1 


u 5 . : 


8 8 | or 
EEE der 
Er 2 1 5 
238° Heſſiſchen Nordbahn-Geſellſchaft 
N FRE über 
8 33. Einhundert Thaler. 
A ee 
wos Inhaber dieſer Aktie nimmt auf Höhe des obigen Betrages nach 
222° Maafgabe des unter dem 2. Oktober 1844. landesherrlich beſtätigten 
S 2 Statuts und feinen Nachträgen verhältnißmäßig Th eil an dem ge⸗ 
9885 ſammten fab e Gewinn und Verluſt der Geſe ſchaft. 
2 Kaſſel, den 18. 
2 er ; De 
2 z Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
Bas 


(Stempel.) (Unterſchrift zweier Mitglieder.) 
Eingetragen im Regiſter Fol. ..... 


Schema der Dividendenſcheine zu den Aktien. 


ahren, 


3 
den, ver 
Geſellſchaft gebildeten 


3 825 
8 
ren en, 
zE:5 MEIIE 1... 
7 — 8 8 85 5 5 5 
er, Dividendenſchein A®..... Jahr 18.. 
5 8 Inhaber dieſes Scheines empfängt gegen deſſen Rückgabe aus der 3 
533% Kaffe der Heſſiſchen Nordbahn⸗Geſellſchaft diejenige Dividende, welche 
für das Jahr 18.. auf die Aktie M . . . fallen und deren Betrag 
A 8 8. nebſt der Verfallzeit von der Direktion bekannt gemacht werden wird. 
2 2 Kaſſel, den en.. 18. 2. 
3.28 a SE 5 
8 8 Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
& 


(Stempel.) (Unterſchrift zweier Mitglieder.) 


8 
vier 


wer 


Ich a e die in Ihrem Berichte vom 2. Mirz d. 5 115 die neue Berlin 
Bahnhofs⸗Verbindungsbahn beantragte Nöchtungslini deren dae im Ei 


zelnen Ihnen überlaſſen bleibt, ſowie die bauliche Ausführung und künftige V 
Wallung der Bahn nn die Direktion der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn. 
Zugleich beſtimme Ich, daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen 
vom 3. November 1838. enthaltenen Vorſchriften über die ee 1 5 
das neue Unternehmen Anwendung finden. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz „Sammlung zu waage. 
e den 6. Mürz 1867. 


Wilhelm. 
8 5 > „ Gr. v. Itenplitz 


n den Miniſter für Handel „Gewerbe und fie Arbeiten. 


: A Ihren Bericht vom 10. März d. I. ermächtige Ich Sie, Behufs Aus⸗ 
führung des von Mir unter dem 18. Februar c. beſtätigten Nachtrages Wen 
Statut der Heſſiſchen Nordbahn, ſowie in Gemäßheit des daſelbſt im 8 2 Dein 
Staate vorbehaltenen Rechtes, mit der Heſſiſchen Nordbahn andere e i 
Anternehmungen unter eine Verwaltung zu vereinigen, für die Verwaltung der 
Heſſiſchen Nordhahn, ſowie der Bebra⸗Hanauer Eiſenbahn, ſoweit dieſelbe ſich 
iim Betriebe befindet, beziehungsweiſe in Betrieb ges werden wird, eine Be⸗ 
örde unter der Firma: „Königliche Eiſenbahndirektion zu Kaſſell“, ſowie für den 
au der noch zu vollendenden Strecke der Bebra⸗Hanauer Eiſenbahn eine andere 
Behörde unter dem Namen: e Kommiſſion für den Bau der Bebra⸗ 
Hanauer Eiſenbahn “, einzuſetzen, we che beide von Ihnen unmittelbar reſſortiren, 
in Kaſſel ihren Sitz nehmen und in Angelegenheiten der ihnen übertragenen Ge⸗ 
ſchäfte alle Befugniſſe und Pflichten einer öffentlichen Behörde haben ſollen. Des⸗ 
11 ermächtige Ich Sie, die bisher unter der Firma: „Königliche Direktion 
der Bebra⸗Hanauer Eiſenbahn“ beſtandene Behörde aufzulöſen. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 13. März 1867. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau bes Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


